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Herbert Kubicek
Medienbildung wirklich für alle?

Digitalbetreuung statt Lernzumutung 

Damit alle an den Vorteilen der Digitalisierung teilhaben können, sollen 
sie digitale Kompetenzen erwerben. Wirklich alle? Neun von zehn über 
80-Jährige waren noch nie im Internet. Die meisten wollen keine digitalen 
Kompetenzen erwerben, viele können es aufgrund geistiger oder körper-
licher Einschränkungen nicht. Sie empinden es als Zumutung, noch völlig 
neue Dinge zu lernen, weil der Staat ihnen gewohnte Formen der Daseins-
vorsorge nimmt oder zumindest ihre Ausdünnung duldet. Muss er dann 
nicht für einen Ersatz in Form digitaler Assistenz sorgen? Von wem und 
wie könnte diese angemessen geleistet werden? Der Beitrag liefert dazu 
konkrete Anregungen und benennt einige damit verbundene Herausfor-
derungen.1 

Die Alterslücke als Ausgangspunkt

Die Bundesregierung, Landesregierungen und einzelne Ministerien be-
tonen in verschiedenen Programmen und Positionspapieren, dass die 
wirtschaftlich notwendige Digitalisierung nur gelingen kann, wenn alle 
Bevölkerungsgruppen daran teilhaben. Der Königsweg dahin wird in der 
Förderung digitaler Kompetenzen gesehen. Wenn es um konkrete Pro-
gramme zur Förderung digitaler Kompetenzen geht, betreffen diese zu-
meist Schüler*innen, Schulen und die beruliche Bildung. Hier werden u.a. 
im Rahmen des Digitalpakts Milliarden investiert. Dass die Digitalisierung 
in einer alternden Gesellschaft und zusammen mit dem demographischen 
Wandel erfolgt, wird in diesen Programmen nicht angesprochen. Das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat bei der Ge-
sellschaft für Gerontologie 2016 eine Studie zum Thema „Weiterbildung 
zur Stärkung digitaler Kompetenz älterer Menschen“ in Auftrag gegeben, 
die die Herausforderungen beschreibt (vgl. FfG 2016) und einen Runden 
Tisch eingerichtet, der Empfehlungen verabschiedet hat. Die Arbeitsgruppe 
zur Vorbereitung des Achten Altersberichts widmet sich aktuell auch der 
Frage der Digitalisierung. Umfassende praktische und der Dimension des 
Problems angemessene Antworten hat die Politik bisher jedoch noch nicht 
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gegeben. In dem mit Barbara Lippa verfassten Buch „Nutzung und Nut-
zen des Internet im Alter“ zeichnen wir die Entwicklung der sogenannten 
Alterslücke seit Mitte der 90er-Jahre und die vielen seitdem ergriffenen 
Maßnahmen nach und kommen zu dem wenig befriedigenden Ergebnis, 
dass diese Maßnahmen ihr Ziel bei weitem noch nicht erreicht haben und 
grundlegende Änderungen erforderlich sind (vgl. Kubicek/Lippa 2017). 

Aktuelle Meldungen zu Umfragen erwecken teilweise den Eindruck, dass 
kein Handlungsbedarf mehr bestehe, weil die Gruppe der Über-60-Jährigen 
die höchsten Zuwächse bei der Internetnutzung verzeichne (vgl. Initiative 
D 21 2019). Doch für eine realistische Einschätzung muss man die Daten 
genauer betrachten (Abb. 1). Die sogenannte Alterslücke, der Abstand zwi-
schen dem Anteil älterer und jüngerer Internetnutzer*innen am jeweiligen 
Anteil an der Bevölkerung ist zwar für die 60- bis 69-Jährigen seit 2001 
kontinuierlich gesunken, für die Über-70-Jährigen hingegen kaum. Hier ha-
ben immer noch 55 Prozent das Internet noch nie genutzt. Wie Abbildung 
2 zeigt, drehen sich die Mehrheitsverhältnisse zwischen Onlinern und Off-
linern beim Alter von 70 Jahren. Um die Problematik noch besser zu erken-
nen, ist eine weitere Aufschlüsselung der Altersgruppen erforderlich, wie 
sie bisher leider nur die Ü-60-Studie des Deutschen Institut für Vertrauen 
und Sicherheit im Internet (DIVSI 2016) vorgelegt hat. Danach verringert 
sich der Anteil der Onliner mit zunehmendem Alter drastisch. Ab 75 Jahre 
sind vier von fünf älteren Menschen noch nie im Internet gewesen und bei 
den Über-80-Jährigen sind es sogar neun von zehn.

Quelle der Daten: (N)Onliner-Atlas /Digital Index der Ini�a�ve D21 2001 bis 2018

„Nutzen Sie aus 
persönlichen 
oder beruflichen 
Gründen das 
Internet ?“ (Ja / Nein)

Deutschsprachige 
Wohnbevölkerung 
ab 14 Jahren

N = 30.000

14 – 19 Jahre

60 – 69 Jahre

70 Jahre +

79%

45%

2018

Abb. 1: Internetnutzung in verschiedenen Altersgruppen (eigene Darstellung)
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Um die Dimension des Problems begreilich zu machen, sollen die absolu-
ten Zahlen betrachtet werden (Abb. 2). 2016 waren es noch fast 10 Millio-
nen Ofliner über 70 Jahre, nun sind es noch rund 7,5 Millionen. Diese Zahl 
dürfte sich einerseits in den nächsten Jahren noch etwas verringern, wenn 
die heute 60-Jährigen älter werden. Andererseits wird mit zunehmender 
Lebenserwartung die Zahl der Über-80-Jährigen bis 2030 weiter steigen.

Die Zielgruppe, die praktische Unterstützung brauchen könnte, ist noch 
viel größer. Denn die bloße Angabe, dass man das Internet genutzt hat, ist 
für eine angemessene Diagnose und Therapie nicht ausreichend. So stellt 
der jüngste Digitalindex u.a. fest, dass digitale Gesundheitsanwendungen 
und Smart Home noch nicht verbreitet sind (vgl. Initiative D 21 2019).

Unterschiede zwischen den Generationen und 
den Anwendungen

Die regelmäßig durchgeführten Umfragen zur Internetnutzung, die ARD/
ZDF-Online-Studie, die Ü-60-DIVSI-Studie, Erhebungen des Statistischen 
Bundesamtes u.a. offenbaren große Unterschiede in der Nutzung verschie-

Altersklasse Insgesamt (in Tsd.) 2016 Prozent an Offliner Absolute Anzahl an Offliner

70 - 74 Jahre 4.582,2 61% 3.162.718

75 - 79 Jahre 4.269,9 78% 3.301.522

80 Jahre und älter 4.729,2 89% 4.209.988

13.581,3 10.701.228

Insgesamt (in Tsd.) 2018 Prozent an Offliner Absolute Anzahl an Offliner

13.581,30 55% 7.469.7

87

73

39

22

11

13 27 61 78 89

60 - 64 Jahre 65 - 69 Jahre 70 - 74 Jahre 75 - 79 Jahre Über 80 Jahre

Anteil Onliner Anteil Offliner

Abb.2.: Onliner und Ofliner in Fünfer-Altersklassen, in Prozent und absoluten Zahlen 
für Deutschland (Quelle: Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwebstätigkeit. 
Bevölkerungsfortschreibung auf Grundlage des Zensus 2011. Fachserie 1, Reihe 1.3, er-
schienen am 22.12.2016, S. 11)
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dener Anwendungen und Altersgruppen. Besonders auffällig ist dieser Un-
terschied in Bezug auf soziale Medien. Nach dem jüngsten Digital-Index 
beträgt die Differenz zwischen den 14- bis 19-Jährigen und den Über-
70-Jährigen Nutzer*innen bei Facebook 68 gegenüber 6 Prozent, bei In-
stagram 41 gegenüber 1 Prozent, bei Snapchat 31 gegenüber 0 Prozent. 
Bei Facebook sind es 81 Prozent der 14- bis 29-Jährigen gegenüber 20 
Prozent der Altersgruppe der 65-Jährigen, und Snapchat bei den 14- bis 
19-Jährigen. Ähnliche Unterschiede zeigen sich auch bei Transaktionen wie 
dem Online-Einkaufen und dem Online-Banking. Sie haben sich in den ver-
gangenen Jahren nicht grundsätzlich verändert (vgl. Kubicek/Lippa 2017: 
71ff.).

Die Hauptgründe für die Nicht-Nutzung sind nach dem letzten Digital-
Index (D 21 2019: 18):

 Q  „Habe generell kein Interesse am Internet/diesen Medien.“ (82% aller 
Ofliner)

 Q  „Ist mir zu kompliziert.“ (37%)
 Q  „Sehe für mich keinen Nutzen/Vorteil darin.“ (34%)
 Q  „Klassische Medien (Print, Hörfunk, Fernsehen) sind ausreichend.“ (28%)
 Q  „Meine Kinder/Freunde/Bekannte sind im Internet und erledigen das 

für mich mit, was ich brauche.“ (21%)

Umgekehrt nach den „Top Motivatoren“ gefragt, antworten auf die Frage 
„Unter welcher Bedingung würden Sie künftig das Internet nutzen?“

 Q  19 Prozent „Wenn ich einen klaren Nutzen für mich erkennen würde“.
 Q  12 Prozent „Wenn mir jemand zeigen würde, wie es funktioniert“.
 Q  11 Prozent „Wenn die Nutzung einfacher wäre“.
 Q  9 Prozent „Wenn ich die Fachbegriffe und Funktionen besser verstehen 

würde“.
 Q  5 Prozent „Wenn ich wüsste, wie ich meine persönlichen Daten (besser) 

schützen kann“. (ebd.: 19)

Dies entspricht der in der Fachdiskussion anerkannten These, dass Medien 
Erfahrungsgüter sind, deren Nutzen man erst erkennt, wenn man sie nutzt. 
In Bezug auf das Internet besteht das Problem, dass für diese Nutzung Ge-
räte erforderlich sind, die extra dafür erworben werden müssen, und zu-
sätzlich ein Vertrag mit einem Provider notwendig wird. Man kann von 
einem Investitionsdilemma sprechen, weil diejenigen, die keinen Nutzen 
erwarten, diese Investitionen nicht tätigen, dann aber auch den Nutzen 
nicht erfahren können und bei ihren Vorurteilen bleiben, wenn nicht je-
mand diese Blockade aulöst.
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Früher waren dazu öffentliche Internetzugangsorte in Bibliotheken, Ju-
gend- und Seniorenheimen, Internet Cafes und anderen zugänglichen Or-
ten mit stationären PCs geeignet. Die Stiftung Digitale Chancen hat eine 
Datenbank mit über 7.000 solcher Angebote, die nach Postleitzahlen auf-
indbar sind (vgl. Stiftung Digitale Chancen 2019). Den Nutzen des mo-
bilen Internets kann man dort allerdings nicht erfahren. Dazu hat die Stif-
tung seit 2012 mit Telefonica Deutschland mit dem Projekt Digital mobil im 

Alter einen passenden Weg eröffnet: Älteren Menschen wird über Senio- 
rentreffs oder Begegnungsstätten und teilweise auch Seniorenwohnheime 
angeboten, acht Wochen einen Tablet PC mit SIM-Karte auszuleihen und 
in einem regelmäßigen wöchentlichen Betreuungsangebt nützliche Anwen-
dungen gezeigt zu bekommen und auszuprobieren. 2016 wurde dazu eine 
begleitende Studie durchgeführt, in der etwas über 300 Senior*innen teil-
nahmen. In 30 Einrichtungen in vier Städten wurden sie vor der Ausleihe 
zu dem erwarteten Nutzen befragt und nach den acht Wochen zu der tat-
sächlichen Nutzung (vgl. Kubicek/Lippa 2017: 55ff.). Dabei ist ein Unter-
schied zwischen Anwendungen deutlich geworden, der für angemessene 
Maßnahmen zur Verringerung der Alterslücke sehr relevant ist (Abb. 3). 

Hohe Übereinstimmung gab es bei dem Nutzen der Unterstützung 
der Mobilität durch Fahrpläne und Karten, dem Kontakt mit Familie und 

Abb. 3: Gesagt und (nicht) getan (Quelle: Telefonica Deutschland und Stiftung Digitale 
Chancen 2016: 37)

Mobil sein: Orien�erung

Naviga�on/ z.B. Google Maps

ÖPNV-Fahrpläne / Fahrzeiten

Informa�onen zu Reisen und Unterkün�en

Kontakt: Freunde/Familie, Bekannte

E-Mail

Cha�en / z.B. Whats App, Snapchat

Telefonieren (Video) / z.B. Skype

Lauferei ersparen

Länger selbstständig bleiben

Banking / Finanzdienstleistungen

Kaufen / Waren und Dienstleistungen

58 %

53 %

66 %

46 %

66 %

72 %

28 %

13 %

83 %

69 %

24 %

24 %

GESAGT / (NICHT) GETAN
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Freunden sowie bei der Gewinnung von Wissen und der Unterhaltung. 
Grundsätzlich für möglich gehalten, aber nur von wenigen ausprobiert, war 
hingegen die Nutzung von Anwendungen, die Wege ersparen oder es er-
lauben, länger selbstständig zu bleiben, wie Online-Einkaufen und Online-
Banking. Das heißt gerade bei den Anwendungen, die aus sozialpolitischer 
Sicht besonders wünschenswert sind, waren trotz einer konkreten Erpro-
bungsmöglichkeit und Betreuung die Barrieren besonders hoch und haben 
viele davon abgehalten. 

In den Interviews zeigte sich, dass die Ursache für die höheren Schwel-
len vor allem darin liegt, sich zu registrieren und ein Passwort zu erzeugen, 
welches sicher sein soll und daher Groß- und Kleinbuchstaben, Ziffern so-
wie Sonderzeichen enthalten soll, aber nicht aufgeschrieben werden darf, 
und dass dieses Passwort bei jeder Nutzung erneut eingeben werden muss. 
Das ist für viele der Befragten zu umständlich. Auch das nachlassende Ver-
trauen in die eigene Gedächtnisleistung der Befragten könnte ein wichtiger 
Faktor für die Nichtnutzung sein. Wenn man seinem Gedächtnis nicht traut, 
ist diese Art der Gedächtnisleistung etwas, was man vermeiden möchte, so 
lange es geht. Das Risiko nimmt man nur auf sich, wenn der Nutzen sehr 
groß ist, wenn beispielsweise so eine Kommunikation mit Enkeln zustande 
kommt, die auf anderen Wegen wie dem Telefon nicht möglich ist.

Damit zusammen hängt ein Unterschied zwischen jüngeren und älteren 
Menschen, den die Ü-60-Studie des DIVSI aufgrund einer größeren Zahl 
vertiefender Interviews mit älteren Menschen betont: die Art des Nutzens 
und der Umgang mit Risiken. Während Jugendliche neugierig auf neue 
Techniken sind, diese auch als Statussymbol empinden und sie ausprobie-
ren und sich aneignen, sind Ältere selten an der Technik selbst, sondern an 
einem konkreten Nutzen interessiert. Wenn sie diesen nicht erkennen, aber 
Risiken vermuten, verzichten sie auf einen Versuch – zumindest so lange es 
noch Alternativen gibt (vgl. DIVSI 2016: 24ff.). 

Diesen Unterschied zwischen den Generationen gibt es nicht nur bei 
der Internetnutzung. Er wird als unterschiedliche Selbstwirksamkeit be-
zeichnet, d.h. als das (Selbst-)Vertrauen auftretende Probleme bewältigen 
zu können. Wenn diese Annahme zutrifft, verwundert es nicht, dass ein 
üblicher PC- oder Tablet-Kurs in vielen Fällen nicht zu einer Nutzung führt. 
Hinzu kommt noch ein weiteres, vorgelagertes Problem fehlenden Selbst-
vertrauens: Insbesondere Menschen im höheren Alter trauen sich nicht 
mehr zu, die Ziele eines Kurses zu erreichen, weil sie nicht mitkommen 
und sich nicht blamieren möchten. Neben technischen Fertigkeiten und 
Kenntnissen müssen motivierende Angebote für ältere Menschen daher 
vor allem deren Selbstwirksamkeit stärken. Die entscheidende Frage ist, wo 
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und wie dies gelingen kann. Darauf gibt es keine einfache Antwort. Denn 
ältere Menschen unterscheiden sich nicht nur grundsätzlich von Jüngeren, 
sondern auch untereinander. Sie beinden sich in sehr unterschiedlichen 
Lebensumgebungen und weisen große Unterschiede in ihren körperlichen 
und geistigen Möglichkeiten auf.

Nicht alle wollen oder können an der Digitalisierung 
teilhaben

In Abbildung 4 werden sechs Gründe unterschieden, warum ältere (und 
auch andere) Menschen das Internet nicht nutzen wollen oder können.

Bezugspunkte und Handlungsfelder einer responsiven 
Digitalisierungspolitik

Als responsiv kann eine Digitalisierungspolitik gelten, die gezielt und diffe-
renziert auf die unterschiedlichen Lebenssituationen und Fähigkeiten un-
terschiedlicher Nutzergruppen eingeht. Für die ältere Bevölkerung könnte 
sie an den unterschiedlichen Wohnverhältnissen ansetzen, für die es teil-
weise bereits entsprechende Unterstützungsformen gibt (Abb. 5):

Abb. 4: Unterschiedliche Situationen älterer Menschen in Bezug auf die Internetnutzung

...können aufgrund
körperlicher oder  
geis�ger Einschränkungen 
das Internet nicht alleine 

nutzen (physische Barrieren)

......sehen trotz Kenntnisnahme 
von Nutzen bei anderen für sich 
keinen Bedarf und haben keine 
Mo�va�on, es einmal zu 
probieren (Mo�va�onsbarriere)

......sehen eigenen Bedarf 
und wollen es probieren, 
können sich den Zugang 
aber finanziell nicht leisten 
(finanzielle Barriere)

... nutzen bereits niedrigschwellige 
Angebote, aber trauen 
sich an die höherschwelligen mit 
dem größeren Nutzen nicht heran 
(Nutzungsbarriere)

... haben Bedarf und würden 
es gerne versuchen, trauen 

sich das Erlernen aber nicht 
zu (Lernbarriere)

...könnten das Internet nutzen, 
aber aufgrund körperlicher oder  
geis�ger Einschränkungen 
keine öffentlichen Lernorte 

aufsuchen (Mobilitätsbarrieren)

Manche älteren Menschen ....

Responsive

Digitalisierungs

- poli�k
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 Q  Für mobile ältere Menschen gibt es mittlerweile vielfältige Angebote in 

Begegnungsstätten und Seniorentreffs.
 Q  In der stationären Plege stehen vergleichbare Angebote noch ganz am 

Anfang. Eine Schweizer Studie sieht hier ein großes Potential, aber auch 

große Herausforderungen bei der personellen Umsetzung (vgl. Seifert 

2017; vgl. auch FfG 2016: 29f.).

Für Menschen, die noch in ihrer eigenen Wohnung leben, aber aus ver-

schiedenen Gründen eine Begegnungsstätte oder einen Seniorentreff nicht 

aufsuchen können oder wollen, gibt es Projekte mit Technikpat*innen, 

Internetbotschafter*innen und anderen aufsuchenden Formen der Unter-

stützung und auch schon kommerzielle Angebote der Förderung digitaler 

Kompetenzen in Form eines individuellen Trainings oder Coachings, stets 

mit dem Ziel, dass die betreuten Personen nach einer gewissen Zeit das In-

ternet selbst nutzen können und digital autonom werden (vgl. Kompetenz-

zentrum 2011; BAGSO 2013; Doh et al. 2016; Buboltz-Lutz/Stiehl 2018).

Teilhabe durch aufsuchende Digitalbetreuung

Aufsuchende Medienbildung ist ohne Zweifel für viele ältere Ofliner ein 

angemessener Weg, um Teilhabe in einer zunehmend digitalisierten Welt 

zu ermöglichen. Aber was ist mit denen, die nicht digital autonom werden 

Abb. 5: Elemente und Ansatzpunkte einer responsiven Digitalisierungspolitik für ältere 
Menschen
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können oder nicht wollen? Darüber wird aktuell wenig diskutiert. Eine erste 
vorsichtige und quasi-politische Äußerung indet sich in der Dokumentation 
der Smart City Dialog-Plattform, die im Auftrag der Staatssekretärsrunde für 
Nachhaltige Entwicklung der Bundesregierung beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) normative Leitli-
nien und Handlungsempfehlungen mit Vertretern aus Kommunen, den Län-
dern, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft erarbeitet hat. Die Stiftung 
Digitale Chancen hat in diesen Dialogen und der Formulierung der Charta 
mitgewirkt. In den Zusammenfassungen aus den Dialoggruppen wird zum 
Thema Digitale Teilhabe in einem Best Case-Szenario 2040 erwartet:

„Es gibt ein Recht auf digitale Teilhabe. [...] Es gibt jedoch keine Plicht zur 

Digitalisierung im eigenen Leben: So gibt es für die Nicht-Nutzer sowie für 

benachteiligte Gruppen analoge Ersatz- und digitale Helferstrukturen wie Pa-

ten- und Unterstützernetzwerke“ (BBSR 2017: 79)

Wer genau soll einen Anspruch auf diese Unterstützung erhalten? Sollen 
die Helferstrukturen von jedem in Anspruch genommen werden, der keine 
Lust auf Digitales in dem einen oder anderen Bereich hat? Zu den klaren 
Fällen gehören

 Q  Menschen mit anerkannten Behinderungen: Für sie ergeben sich aus 
dem geltenden Behindertenrecht Ansprüche auf assistive Technologi-
en und unter bestimmten Bedingungen auf Unterstützung durch per-
sönliche Assistenz. Wenn jemand aufgrund seiner Behinderung digitale 
Angebote auch mithilfe assistiver Technologien nicht nutzen kann oder 
wenn das Erlernen der Nutzung dieser technischen Unterstützung nicht 
zumutbar ist, sollte die persönliche Assistenz auch bei der Nutzung di-
gitaler Angebote helfen.

 Q  Menschen mit einem anerkannten Plegegrad in häuslicher Plege: Nach 
der Plegerechtsreform gibt es fünf Plegegrade mit unterschiedlichen 
Erstattungsregelungen, u.a. für die Entlastung plegender Angehöriger 
und ab dem ersten Plegegrad bereits einen monatlichen Entlastungsbe-
trag in Höhe von 125 Euro, der für anerkannte Betreuungs- und Entlas-
tungsleistungen eingesetzt werden kann. Zurzeit sind dies von Plege-
diensten, speziellen Anbietern wohnungsnaher Dienstleistungen oder 
auch Nachbarschaftshelfern und Alltagsassistenten anerkannter Institu-
tionen erbrachte Dienstleistungen wie Aufräumen, Putzen, Waschen, 
Vorlesen und Spielen, Begleitdienste u.a., die in Landesverordnungen 
festgelegt werden. Hier könnte die Unterstützung bzw. Übernahme di-
gitaler Tätigkeiten in die Kataloge der abrechenbaren Leistungen aufge-
nommen werden.
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In beiden Fällen gibt es festgelegte Verfahren zur Feststellung eines Unter-
stützungsbedarfs und einen Katalog deinierter Hilfen. Aber was ist, wenn 
jemand nicht unter diese beiden Kategorien fällt und dennoch der Über-
zeugung ist, dass er auf keinen Fall digital autonom werden will, weil sie 
oder er sich weder das Erlernen noch die spätere Nutzung von Internetan-
wendungen oder Apps generell oder speziell der höherschwelligen Ange-
bote zutraut?

Digitalbetreuung als Kompensation der Entwertung 
von Erfahrungen

Es dürfte Einigkeit zu erzielen sein, dass man von einer über 90-jährigen 
Frau mit Volksschulabschluss, die nie berufstätig war und nie Kurse besucht 
hat, nicht verlangen kann, sich noch digitale Kompetenzen anzueignen, um 
Lebensmittel und Medikamente sicher online zu bestellen oder ihren Arzt 
per Videosprechstunde zu konsultieren, weil es im Umkreis weder einen 
Supermarkt, eine Apotheke noch einen Arzt und auch keine angemesse-
ne Verbindung im öffentlichen Nahverkehr gibt. Wie begründet man diese 
intuitiv naheliegende Einschätzung und wo zieht man die Grenze? Man 
könnte eine staatliche Verplichtung aus der allgemeinen Menschenrechts-
konvention und Artikel 1 GG „Freie Entfaltung der Persönlichkeit“ ableiten, 
auf die sich auch die UN-Behindertenrechtskonvention stützt. Man kann 
aber auch konkret auf die Verplichtung zur Daseinsvorsorge und zur Alten-
hilfe nach § 71 SGB XII verweisen. Dort heißt es:

„(1) Alten Menschen soll außer den Leistungen nach den übrigen Bestimmun-

gen dieses Buches Altenhilfe gewährt werden. Die Altenhilfe soll dazu 

beitragen, Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu verhüten, 

zu überwinden oder zu mildern und alten Menschen die Möglichkeit zu 

erhalten, selbstbestimmt am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen 

und ihre Fähigkeit zur Selbsthilfe zu stärken.

(2) Als Leistungen der Altenhilfe kommen insbesondere in Betracht:

1. Leistungen zu einer Betätigung und zum gesellschaftlichen Engage-

ment, wenn sie vom alten Menschen gewünscht wird,

2. Leistungen bei der Beschaffung und zur Erhaltung einer Wohnung, die 

den Bedürfnissen des alten Menschen entspricht,

3. Beratung und Unterstützung im Vor- und Umfeld von Plege, insbeson-

dere in allen Fragen des Angebots an Wohnformen bei Unterstützungs-, 

Betreuungs- oder Plegebedarf sowie an Diensten, die Betreuung oder 

Plege leisten,
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4. Beratung und Unterstützung in allen Fragen der Inanspruchnahme al-

tersgerechter Dienste,

5. Leistungen zum Besuch von Veranstaltungen oder Einrichtungen, die 

der Geselligkeit, der Unterhaltung, der Bildung oder den kulturellen Be-

dürfnissen alter Menschen dienen,

6. Leistungen, die alten Menschen die Verbindung mit nahestehenden 

Personen ermöglichen.“

Damit meint der Gesetzgeber vermutlich ausschließlich analoge Angebo-
te wie Begegnungsstätten sowie persönliche Beratung und Unterstützung. 
Nun beobachten wir aber einen zunehmenden Trend, dass analoge Ein-
richtungen der Nahversorgung geschlossen werden und vergleichbare An-
gebote im Internet als Substitution entstehen. Im Gesundheitswesen er-
hofft man sich von Telemedizin eine bessere Versorgung, insbesondere in 
ländlichen Regionen, sowie Kostenreduzierungen. Beratungsstellen werden 
weniger, weil man viele Fragen auf den Internetseiten und in Chats klären 
kann – wenn man das kann. Das Internet bietet darüber hinaus mit E-Mail, 
Video Calls und Messengerdiensten neue Möglichkeiten der Verbindung 
mit nahestehenden Personen (Ziffer 6).

Aus medien- und sozialwissenschaftlicher Sicht handelt es sich bei die-
sen Veränderungen nicht um eine einfache Substitution analoger durch di-
gitale Kommunikationsmittel oder ofline durch online, sondern um eine 
grundlegende Veränderung von Alltagspraxis. Ältere Menschen haben 
sich über Jahrzehnte für ihre alltägliche Versorgung und Teilhabe Routinen 
angeeignet, wissen worauf zu achten ist, was schiefgehen kann, wie sie 
angemessen auf Probleme reagieren können. Wenn nun die Bedingungen 
der Nahversorgung aus wirtschaftlichen Überlegungen heraus verändert 
werden, muss nicht nur die Bedienung neuer Geräte erlernt werden. Sie 
ermöglichen nur den Zugang zu komplexen Systemen, die mit den bishe-
rigen eigenen Erfahrungen nicht verstanden werden können und bei de-
nen eine ungeschickte Handlung über Erfolg und Misserfolg entscheidet. 
Was aus Anbietersicht als eine inkrementale Innovation betrachtet werden 
kann, die Bestehendes in einigen Aspekten weiterentwickelt, ist für die äl-
teren Ofliner eine radikale Innovation, bei der alles neu und anders ist und 
nicht auf die erworbenen Erfahrungen zurückgegriffen werden kann. Dies 
verunsichert viele ältere Menschen. Ein großer Teil fühlt sich nach der hier 
vertretenen Überzeugung zu Recht überfordert. 

Diese Unsicherheit und Überforderung kommt in der Ü60-Studie des 
DIVSI sehr deutlich zum Ausdruck (vgl. DIVSI 2016). Die überforderten 
älteren Menschen nehmen gerade im hohen Alter mit 80 oder 90 Jahren 
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für sich in Anspruch, dass sie ihr Leben nicht mehr umstellen müssen und 
sich auf diese undurchschaubaren Systeme einlassen und sich ihnen auslie-
fern sollen. Die digitalen Angebote entsprechen nicht ihren Bedürfnissen, 
niemand hat sie gefragt und sie möchten alltägliche Verrichtungen einfach 
wie bisher erledigen. 

Hartung et al. kritisierten bereits 2009 in ihrer Studie „Alter(n) und Me-
dien“ für die Thüringer Landesmedienanstalt, dass die Diskussion über Me-
dienkompetenz und Medienpädagogik nicht hinreichend zwischen Jungen 
und Alten differenziert und in der Erwachsenenbildung die Lebenssituatio-
nen älterer Menschen nicht gründlich relektiert und differenziert wird. Die 
aus wirtschaftlichen Gründen vorangetriebene Digitalisierung von Lebens-
räumen werde zum Anlass genommen, ohne nähere Legitimation Anpas-
sungsleistungen einzufordern. Unter Verweis auf Schäffter bezeichnen sie 
die Aufforderung zum Erwerb von digitalen Kompetenzen als „Lernzumu-
tung“ (Hartung et al. 2009: 59). Damit treffen sie genau das in Umfragen 
zum Ausdruck kommende Gefühl eines Teils älterer Menschen, die sich 
gedrängt fühlen und Angst haben, dass sich ihre Umwelt so verändert, dass 
sie sich darin nicht mehr zurechtinden und ihr Erfahrungswissen wertlos 
wird.

Wenn Medienkompetenz als Medienaneignung verstanden wird und 
diese einen komplexen Prozess der Integration medialer Angebote in die 
alltäglichen Lebens- und Erfahrungskontexte bedeutet (vgl. ebd.: 63), dann 
entwertet die Digitalisierung diese von älteren Menschen über Jahrzehnte 
erworbenen Kompetenzen. In der industriellen Produktion ist die Entwer-
tung von Qualiikationen durch Technik die Regel, im Laufe der Zeit sind 
ganze Berufe verschwunden und viele Berufsbilder ändern sich – auch jetzt 
wieder mit der Digitalisierung. Dieser beruliche Wandel konnte von den 
Gewerkschaften nicht aufgehalten, aber in seinen sozialen Konsequenzen 
für die Betroffenen abgemildert und kompensiert werden. Speziell für äl-
tere Beschäftigte gibt es eine Befreiung von Umschulungen. Ist dieser Um-
gang mit der Entwertung berulicher Qualiikationen auf die Entwertung 
von Alltagskompetenzen übertragbar und wie sähe dann die Parallele zur 
Befreiung von Umschulungen älterer Menschen aus? 

Im Verhältnis der Bürger*innen zu ihrem Staat sollte die Legitimations-
plicht bei der Entwertung von Kompetenzen größer sein als im privatwirt-
schaftlich organisierten Arbeitsleben. Die Regierung ist nach der Verfas-
sung verplichtet, die freie Entfaltung der Persönlichkeit der Bürger*innen 
zu gewährleisten. Wenn durch staatlich geförderte Veränderungen der 
Lebensbedingungen erworbene Kompetenzen zur Bewältigung des Alltags 
entwertet werden und Schulungen erforderlich und gefördert werden, 
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stellt sich sehr wohl die Frage nach der Zumutbarkeit einer allgemeinen 
Aufforderung zur digitalen Teilhabe und des individuellen Erwerbs der dazu 
erforderlichen Kompetenzen. Dies ist eine politische und eine ethische Fra-
ge, die an die Ethik-Kommission verwiesen werden kann. Wenn man die 
hier geforderten Kompensationsleistungen grundsätzlich anerkennt, stellt 
sich die konkrete Frage nach dem Was, Wer und Wie, ähnlich wie bei der 
aufsuchenden Medienbildung, allerdings mit einigen zusätzlichen Heraus-
forderungen.

Qualiiziertes Personal und rechtliche Klärung

Die hier empfohlenen vielfältigen, auf die unterschiedlichen Lebensverhält-
nisse responsiv eingehenden Lern- und Unterstützungsangebote erfordern 
entsprechend qualiizierte Betreuer*innen. Die derzeitigen Projekte und 
Initiativen mit Ehrenamtlichen reichen auf Dauer weder quantitativ noch 
qualitativ aus für eine angemessene und lächendeckende Unterstützung. 
Vielmehr ist eine Professionalisierung dringend geboten. Die eigentliche 
Herausforderung für die Gewährung voller Teilhabe älterer Menschen an 
der zunehmend digitalisierten Gesellschaft ist daher nicht die Bereitstellung 
inanzieller Mittel, sondern liegt in der Analyse und Planung der Verände-
rungen von Tätigkeitsfeldern und Berufsbildern der Helfer*innen auf die-
sem Weg, bei Plegekräften, Sozialarbeitern, Erwachsenenpädagogen u.a. 
Zunächst ist dabei zu klären ob Digitalassistenz für ältere Menschen eine 
Zusatzqualiikation bei bestehenden Berufen der Altenhilfe und Plege-
kräfte sein soll oder ob dafür ein neues spezielles Berufsbild (geragogische 
Digitalassistenz) entwickelt werden muss, so wie es Physiotherapeuten, 
Logopäden u.a. Fachberufe gibt. Dann ist es erforderlich, entsprechende 
Ausbildungsinhalte und -wege zu planen und einzurichten. 

Darüber hinaus sind wesentliche rechtliche Fragen zu klären, wie weit 
die Unterstützung gehen kann. In Bremen beginnt das Institut für Infor-
mationsmanagement Bremen (iib) im Auftrag der Senatorin für Finanzen 
im Rahmen eines größeren Verbundes von Dienstleistungen für Senio-
ren unter dem Titel „Herbsthelfer“ gerade ein Projekt mit aufsuchender 
Digitalassistenz in Kooperation mit mehreren Dienstleistungszentren (vgl. 
Herbsthelfer 2019). Diese Zentren gibt es in allen Stadtteilen. Sie werden 
im Auftrag der Stadt von den Wohlfahrtsverbänden betrieben, beraten äl-
tere Menschen und vermitteln ehrenamtliche Nachbarschaftshelfer*innen 
und Alltagsassistent*innen, die ihre Kund*innen im Haushalt unterstützen, 
mit ihnen Zeit verbringen, Spazierengehen, sie bei Behördengängen beglei-
ten u.a. Diesen Kund*innen wurde angeboten, über das Dienstleistungs-
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zentrum für drei Monate einen Tablet PC auszuleihen und zwei Stunden in 
der Woche von einer/einem Digitalassistent*in in nützliche Anwendungen 
eingewiesen und bei der Nutzung unterstützt zu werden. Bei der Klärung, 
welche Anwendungen dies sein sollen und können, wurde auf Haftungs-
fragen verwiesen. So wie die Nachbarschaftshelfer*innen nicht mit der EC-
Karte losgehen und Bargeld für die Kund*innen holen dürfen, sollen die 
Digitalassistent*innen kein Online-Banking für die Kund*innen machen. 
Aber wie ist es mit der Registrierung von E-Mail, Messengerdiensten, On-
line-Einkäufen in Bezug auf Registrierung und Passwörter? Es liegt nahe, die-
se Aktionen auf Wunsch für die Kund*innen zu übernehmen, um zu einem 
Erfolgserlebnis zu verhelfen. Aber welche Verantwortung wird damit über-
nommen und wofür könnten ältere Menschen, die die Anwendungen nicht 
verstehen, ihre Assistent*innen verantwortlich machen? Rechtlich gesehen 
handelt es sich um Rechtsgeschäfte in Stellvertretung ohne ausdrückliche 
Vollmacht. Ist eine Vorsorgevollmacht erforderlich oder gar eine rechtli-
che Betreuung? Und müssen umgekehrt heute bestellte Betreuer*innen 
in Zukunft auch die Übernahme online abgewickelter Rechtsgeschäfte 
übernehmen? Worauf müssen sie z.B. im Hinblick auf Datenschutz und 
IT-Sicherheit achten? Welche Haftungsrisiken decken Versicherungen ab? 
Diese Fragen bedürfen dringend einer gründlichen Erörterung und Klärung 
mit den Akteur*innen und in den Gremien, die für die analogen Formen 
aufsuchender Altenhilfe und Betreuung zuständig sind. Denn die Entwick-
lung und Erprobung geeignete Ausbildungs- und Weiterbildungsangebote 
werden einige Jahre beanspruchen.

Auf solche längerfristigen Forderungen wird häuig entgegnet, dass sich 
die Alterslücke schließen wird, wenn die heutigen Digital Natives ins Ren-
tenalter kommen. Dies ist zum einen zynisch gegenüber den heute 70-Jäh-
rigen, die noch eine Lebenserwartung von 20 Jahren oder mehr haben. 
Und der Einwand ist in Bezug auf die heute Jungen in zweierlei Hinsicht 
falsch: Zum einen werden auch sie mit zunehmendem Alter körperliche 
und geistige Einschränkungen erleben, und zum anderen beherrschen sie 
zwar die heutige Technik, aber wenn sie 70 sein werden, wird es wieder 
radikale Innovationen geben, die ihre heutige Kompetenz, auf die so stolz 
sind, entwerten werden.

Anmerkung

1 Einige Passagen in diesem Beitrag sind wörtlich übernommen aus 
 Kubicek/Lippa (2016).
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